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Die globale Erwärmung und der damit verbundene Klimawechsel werden enorme 
Auswirkungen auf unsere Volkswirtschaften und unsere Gesellschaften haben. Wir müssen 
mit geeigneten Maßnahmen erreichen, dass die Durchschnittstemperaturen nicht um mehr 
als 2° Celsius steigen und dass die Emissionen von CO2 und anderen Treibhausgasen 
verringert werden. Auch ein Anstieg der globalen Temperaturen im Bereich von 2°Celsius 
wird uns zu Anpassungsmaßnahmen zwingen. Während aber die durch den Klimawandel 
verursachten Veränderungen in der Energiewirtschaft und in einigen anderen Sektoren 
relativ gut untersucht worden sind, gibt es kaum Erkenntnisse über die Folgen des 
Klimawandels für den öffentlichen Dienst. Der EGÖD hat diese Studie in Auftrag gegeben, 
um Erkenntnisse über die Auswirkungen des Klimawandels auf eine Reihe 
unterschiedlichster öffentlicher Dienste zu erhalten, darunter Gesundheits- und 
Sozialdienste, Kommunalverwaltungen, Energie- und  Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft 
usw.  
 
Das Papier wurde in mehreren EGÖD-Gremien erörtert, und im April 2011 verabschiedete 
der EGÖD-Exekutivausschuss eine Reihe von Empfehlungen.  
 
In erster Linie ist es unser Ziel, dass diese Studie von unseren Mitgliedsgewerkschaften als 
Anregung der Diskussionen und Überlegungen zu den Folgen der globalen Erwärmung für 
öffentliche Dienste genutzt wird und dabei auch die Konsequenzen erörtert werden, die sich 
daraus für die dort Beschäftigten und die von ihnen erbrachten öffentlichen Dienste ergeben.  
Weiterhin werden wir diese Studie auch an die europäischen Institutionen und die relevanten 
europäischen Organisationen weiterleiten. Der EGÖD ist ein Mitglied der Spring Alliance, 
und wir gehen davon aus, dass diese Studie einen wichtigen Beitrag zu der Arbeit der Allianz 
leistet. 
 
Die Studie enthält zahlreiche und weitreichende Empfehlungen. Sie liefert eine Basis für die 
weitere Grundsatzpolitik und Orientierung des EGÖD. Unsere ständigen Ausschüsse werden 
erörtern, ob und welche branchenspezifischen Teile weiter entwickelt werden müssen. Die 
Studie kann ebenfalls eine Rolle im sektoralen sozialen Dialog spielen. Wir haben ein 
internes Verfahren entwickelt, um Fortschritte genau verfolgen zu können.   
 
Auf Grundlage der Studie weist der EGÖD-Exekutivausschuss vorrangig auf einige wichtige 
Themen hin: 

 Wir unterstützen verbindliche Ziele für die Energieeffizienz in der EU. Eine bessere 
Energieeffizienz wird einen entscheidenden Beitrag zur Senkung des Stromverbrauchs 
und zum sparsamen Einsatz von Energieträgern leisten. Wichtig ist dabei, dass die 
Energieeffizienz mit Maßnahmen zur Bekämpfung der Energiearmut verbunden wird. Oft 
sind es einkommensschwache Familien, die in schlecht isolierten Wohnungen und 
Häusern leben. Dieses Problem ließe sich durch die Bereitstellung entsprechender 
Fördergelder lösen.  
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 Die Berücksichtigung vom Sozial- und Umweltkriterien bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge bleibt eine Priorität und stellt sicher, dass der Einsatz öffentlicher Gelder einen 
Beitrag zur Armutsbekämpfung sowie zum Beispiel gegen Sozialdumping und gegen den 
Klimawandel leistet. Der EGÖD unterstützt dies seit mehreren Jahren und fordert 
gemeinsam mit anderen, auch in der Spring Alliance zusammengeschlossenen 
Organisationen die Europäische Kommission auf, hier verbindlichere Regeln einzuführen. 

 Ein kontroverses Thema ist die Frage, wie eine Verringerung der CO2-Emissionen 
erreicht werden kann. Der EGÖD und der EGB haben das Emissionshandelssystem der 
Europäischen Kommission kritisiert und darauf hingewiesen, dass eine Kohlenstoffsteuer 
ein erfolgversprechenderer Weg sein könnte. Der EGÖD befürwortet ebenfalls Steuern 
auf umweltverschmutzende Produkte und Prozesse, und wir werden diese Thematik 
weiter prüfen und hierzu eine detailliertere EGÖD-Grundsatzposition entwickeln. 

 Dies gilt ebenfalls für zweckmäßige Reduktionsziele bei CO2- und anderen 
Treibhausgasemissionen für den Zeitraum 2020 bis 2050. Diese Ziele werden 
beträchtliche Folgen für eine Reihe von Wirtschaftszweigen und die dort beschäftigten 
ArbeitnehmerInnen haben.  Wir werden diese Diskussionen auch im Lichte der Strategie 
der Europäischen Kommission „Fahrplan für den Übergang zu einer wettbewerbsfähigen 
CO2-armen Wirtschaft bis 2050“ weiterführen, die signifikante Reduzierungen der 
Emissionen - für den Stromsektor sogar fast 100% - vorsieht.  

 Die Unternehmens- und Wirtschaftspolitik ist in ihren Schwerpunkten nach wie vor auf 
Gewinnmaximierung und Wirtschaftswachstum ausgerichtet – unabhängig davon, ob die 
Gewinne und das Wachstum einen Beitrag zur Umsetzung gesellschaftlicher und 
umweltpolitischer Ziele leisten und ob diese Tätigkeiten der Gesundheit des Menschen, 
der Umwelt usw. schaden oder nicht. Der EGÖD ist der Meinung, dass hier 
unterschiedliche Maßnahmen zu ergreifen sind, und wird sich an der Diskussion über 
eine „nachhaltige Entwicklung über das BIP hinaus” beteiligen, um Möglichkeiten einer 
anderen Grundlage für die Wirtschaftspolitik sowie die Folgen eines intelligenten, 
nachhaltigen oder sogar geringeren Wachstums für ArbeitnehmerInnen, Gewerkschaften 
und unsere Gemeinden zu erkunden.  

 Es wurde in mehreren Diskussionen innerhalb des EGÖD darauf hingewiesen, dass 
Veränderungen am Arbeitsplatz beginnen. Der EGÖD sieht es als seine Aufgabe an, 
betriebliche ArbeitnehmervertreterInnen zu unterstützen, indem er ihnen Informationen 
über Möglichkeiten zur Verfügung stellt, Umwelt- und Klimaprobleme auf betrieblicher 
Ebene und bei Kollektivverhandlungen anzusprechen.  

 
 

  



Standpunkt und Empfehlungen des EGÖD 
zum Diskussionspapier über den Klimawandel und seine Auswirkungen auf öffentliche Dienste 

 

3 

 
 
Allgemeine Empfehlung 
 
Wir regen an, dass das EGÖD-Sekretariat die Studie und die von dem EGÖD unterstützten 
Empfehlungen bei den europäischen Institutionen und anderen europäischen 
Organisationen, unter anderem bei der Spring Alliance (Frühjahrsallianz), bekannt macht und 
dabei auf die Auswirkungen des Klimawandels auf die öffentlichen Dienste verweist. 
Mitgliedsgewerkschaften sollten die Studie auf staatlicher Ebene in ähnlicher Art und Weise 
nutzen.  
 
Die Zahl der Empfehlungen ist groß und umfassend. Sie sind Grundlage für die Politik und 
Standpunkte des EGÖD, auch in Hinblick auf die Politik in den einzelnen Sektoren. Wir 
sollten uns auf folgende Punkte konzentrieren: 

 Die Ständigen Ausschüsse sollten anhand der allgemeinen Empfehlungen konkretere 
Standpunkte vertreten und diese gegebenenfalls in den sozialen Dialog und die Politik 
ihres Sektors einbeziehen 

 Verpflichtung zu Energieeffizienzzielen und Verknüpfung mit der Beseitigung von 
Energiearmut 

 Berücksichtigung sozialer und umweltpolitischer Kriterien bei der öffentlichen 
Auftragsvergabe 

 Entwicklung eines detaillierteren Standpunkts auf Grundlage der allgemeinen 
Empfehlungen und der EGÖD-Politik zu einer CO2-Steuer und einer Steuer auf 
umweltschädigende Produkte und Prozesse  

 Kontinuierliche Gespräche über geeignete Ziele zur CO2-Reduktion und anderen 
Treibhausgasemissionen von 2020 bis 2050 

 Teilnahme an der Konferenz „Mehr als BIP“, um die Wirtschaftspolitik auf eine andere 
Basis zu stellen und die Auswirkungen eines intelligenten oder geringeren Wachstums 
auf die Gewerkschaften und unsere Gemeinschaften zu ermitteln  

 Unterstützung von Arbeitsplatzvertretern durch Bereitstellung von Informationen über 
Maßnahmen gegen umweltpolitische Veränderungen und den Klimawandel auf 
Arbeitsplatzebene und im Rahmen von Tarifverhandlungen. 

 
Weiterhin schlagen wir vor, dass uns der Exekutivausschuss gestattet, eine bekannte 
Persönlichkeit zu einem Exekutivausschusstreffen in den Jahren 2012 und 2013 einzuladen. 
Damit können wir das Bewusstsein für die globale Erwärmung und andere Umweltproblemen 
stärken. Ziel ist die Fortsetzung unserer Überlegungen und die Vorbereitung auf den 
Kongress im Jahr 2014.  
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Empfehlungen:  Anpassung an den Klimawandel  

 Die Regierungen müssen über bessere Regulierungsmöglichkeiten und einen stärkeren 
öffentlichen Dienst verfügen, um sich an die Klimagefahren anzupassen. Neues 
Personal wird benötigt und die Beschäftigen im öffentlichen Dienst müssen über die 
Fähigkeiten verfügen, die es ihnen möglich machen, mit den Gefahren umzugehen 
sowie Verwaltungsstrategien zu formulieren und rechtzeitig umzusetzen, damit die 
Bedürfnisse der Bedürftigsten erfüllt werden können.  Es sollte keine Verzögerungen 
geben, da die Klimagefahren im öffentlichen Dienst bereits Auswirkungen zeigen. 
Öffentlich-Private-Partnerschaften, marktwirtschaftliche Instrumente und 
Privatversicherungen eignen sich nicht zur Anpassung, da die damit verbunden Kosten 
vermutlich zu hoch sind, sich nicht alle diese Maßnahmen leisten können und die 
Privatwirtschaft nicht risikofreundlich agiert.  

 Eine generell vom EGÖD unterstützte Position. Dies ist ein zentraler Punkt, 
anhand dessen der EGÖD einen wirksamen Beitrag zu den Diskussionen um die 
globale Klimaerwärmung und den Klimawandel leisten kann. Der EGÖD kann das 
Thema in den Gesprächen mit Arbeitgebern (z. B. im Rahmen des sozialen 
Dialogs), der europäischen Kommission und dem europäischen Parlament 
ansprechen. Die Mitgliedsgewerkschaften haben in den Gesprächen mit den 
jeweiligen Staatsregierungen dazu Gelegenheit. Die von dem Internationalen 
Forschungsinstitut für öffentliche Dienste (PSIRU – www.psiru.org) mit 

Unterstützung des EGÖD durchgeführte Studie verdeutlicht die mit Öffentlich-
Privaten Partnerschaften verbundenden Risiken.  

 
 Der Mangel an qualifiziertem Fachpersonal sowie der von der Internationalen Strategie 

zur Katastrophenvorsorge der UN (UNISDR) gemeldete allgemeine Rückgang an 
ehrenamtlichen Helfern wirkt sich auf nahezu alle Dienstleistungen im  
Katastrophenschutz aus. Daher ist neben finanziellen und technischen Möglichkeiten 
eine angemessene Personalversorgung sicherzustellen. 

 Es wäre zu überlegen, ob Mitgliedsorganisationen und das EGÖD-Sekretariat 
dieses Thema bei den Zivilschutzverbänden auf staatlicher und EU-Ebene 
ansprechen und die Entschließung des Europäischen Parlaments zum 
Katastrophenschutz vom September 2010 nutzen sollten, um diesbezüglich 
nachzufassen.  

 
 Die Kommission sollte, wie in dem Weißbuch Anpassung an den Klimawandel 

angekündigt, ohne Zeitverzögerungen eine Bewertung der Folgen des Klimawandels 
und der Auswirkungen der Anpassungspolitik auf die Beschäftigung und auf 
benachteiligte Gruppen vornehmen. Dabei sollte man die verschiedenen Sektoren 
einzeln betrachten und sich mit den Folgen für die Gesundheit und Sicherheit am 
Arbeitsplatz sowie die Arbeitsplatzbedingungen in den einzelnen Branchen befassen. Es 
sollten Maßnahmen gegen die negativen Folgen und für einen möglichst großen Nutzen 
vorgeschlagen werden, insbesondere die Verwendung von EU-Fonds zur Förderungen 
von Fähigkeiten und Programmen zur Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz.   

 Eine generell vom EGÖD unterstützte Position. 
  Das EGÖD-Sekretariat sollte sich Gedanken darüber machen, was in Hinblick auf 

das Weißbuch Anpassung an den Klimawandel und den Ansatz der Europäischen 
Kommission für die auf den öffentlichen Dienst gerichtete Sektorendimension 
geschieht. 

 
 Die EU-Mitgliedsstaaten und die regionalen Verwaltungen sollten Strategien zur 

Anpassung an die mit dem Klimawandel verbundenen Gefahren formulieren und dabei 
personelle und finanzielle Mittel angemessen berücksichtigen.  

 Eine Position, die der EGÖD generell unterstützen kann. Fordern Sie die 
Kommission auf, einen Überblick über die Anpassungsstrategien der 
Mitgliedsstaaten zu geben und mitzuteilen, ob diese angemessen vorbereitet sind. 
Die größte Herausforderung besteht dort, wo die Probleme auftreten: auf lokaler 

http://www.psiru.org/
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und regionaler Ebene (siehe unten unter Sozialer Dialog). Der EGÖD könnte die 
Möglichkeiten zu einem Gespräch mit dem Ausschuss der Regionen und dem 
RGRE ausloten. 

 
 Es sollte eine neue, kurz- wie langfristige, garantierte EU-Finanzierung sowohl für die 

EU als auch für die internationale Anpassung mit ausgewiesenen Mitteln für „Public-
Public-Partnerships“ geben. Zusätzlich sollte eine Prävention vor Klimagefahren in die 
nächste finanzielle Vorausschau einbezogen werden, damit die EU-Instrumente zur 
Finanzierung der Gefahrenprävention genutzt werden können. Nutzen Sie die 
Möglichkeit, Einnahmen aus der Versteigerung von Zertifikaten nach dem System für 
den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft (European 
Union Emission Trading System, EU ETS) für die Anpassung an den Klimawandel zu 
verwenden. Aufgrund der CO2-Preisschwankungen ist dies jedoch keine zuverlässige 
Finanzierungsquelle.  

 Eine Position, die der EGÖD generell unterstützen kann. Vom EGÖD im Rahmen 
der nächsten finanziellen Vorausschau mit dem EGB und der Spring Alliance zu 
erörtern. 

  
 Die Gewerkschaften sind in die Arbeit der Lenkungsgruppe für Folgenbewältigung und 

Anpassung (Impact and Adaptation Steering Group, IASG) einzubeziehen. Diese aus 
Vertretern der EU-Mitgliedsstaaten bestehende Gruppe wurde gegründet, um die in dem 
Weißbuch Anpassung an den Klimawandel gegebenen Empfehlungen zu formulieren 
und sich mit Vertretern der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft zu beraten.   

 Das EGÖD-Sekretariat sollte die Arbeit der Lenkungsgruppe verfolgen. Es ist zu 
überlegen, in welchem Verhältnis dies zu dem Konsultationsverfahren zur 
Klimapolitik für die Sozialpartner steht, den die Kommission einzurichten gedenkt. 

 

Empfehlungen: Klimaschutz 
 
Interner Markt 

 Es gibt empirische Belege dafür, dass die Liberalisierung des Strommarktes die 
Reduzierung des CO2-Ausstoßes verteuert. Die Regierungen sollten die Europäische 
Kommission bitten, die tatsächlichen Leistungen des umstrukturierten Energiemarkts in 
Hinblick auf die Reduzierung des CO2-Ausstoßes zu bewerten. Jede Politik, die auf 
einer Willkür des Marktes beruht, ist zu stoppen. 

 Übernehmen Sie die Bestimmungen über soziale Stromtarife in die Energierichtlinie.  

 Ein allgemeiner politischer Standpunkt des EGÖD darf nicht (ausschließlich) auf 
der Bereitstellung wichtiger öffentlicher Güter auf dem Markt beruhen. Das EGÖD-
Sekretariat sollte sich hinsichtlich der Studie über die Auswirkungen des 
liberalisierten Marktes auf den Kohlenstoffmarkt an die Kommission wenden.  
Verknüpfung mit der Folgeneinschätzung des Fahrplans für erneuerbare Energien 
(Energy Road Map) 2050? 

 In einer kürzlich verabschiedeten Entschließung des Energieministerrats zur 
Energieverbraucherpolitik werden Möglichkeiten eines größeren und besseren 
Schutzes benachteiligter Verbraucher angekündigt, es wird betont, wie wichtig es 
ist, Energiearmut zu beseitigen. Das EGÖD-Sekretariat sollte die Kommission 
dazu auffordern, diese Entschließung zu berücksichtigen. Energiearmut ist auch 
im Rahmen der Energiegemeinschaft ein Problem. Der EGÖD arbeitete bereits mit 
dem Europäischen Netz für Armutsbekämpfung zusammen und kann diese Arbeit 
fortsetzen. Die kürzlich verabschiedete Entschließung des EGB greift dieses 
Problem auf. Sie enthält Argumente für eine europäische Definition und 
Koordination mit den nationalen Aktionsplänen zur sozialen Eingliederung und 
zum sozialen Schutz. 

 
 
Öffentliche Investitionen 
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 Die effizienteste und kostengünstigste Methode, die Ziele für erneuerbare Energien und 
Energieeffizienz zu erreichen, ist der staatliche Eingriff in die Entwicklung eines staatlich 
regulierten, volkseigenen Sektors für erneuerbare Energien und Energieeffizienz. 
Marktwirtschaftliche Lösungen für mehr Energieeffizienz, insbesondere der Handel mit 
so genannten weißen Zertifikaten und unabhängige Energieeffizienzprüfer sind nicht 
geeignet, die zur Bewältigung der Folgen des Klimawandels erforderlichen 
Energieeffizienzsteigerungen in dem erforderlichen Tempo und Umfang zu erzielen.  

 Ein von der EGÖD und dem EGB unterstützter allgemeiner Standpunkt. Der EGB 
fordert verbindliche Ziele für Energieeffizienz und Energieeinsparungen. Der 
EGÖD spricht sich für derartige verbindliche Ziele aus (20 % weniger 
Energieverbrauch bis 2020).  

 

 Ein umfassendes öffentliches Eingreifen in die Energieerzeugung mit erneuerbaren 
Energien sowie intelligente Stromnetze und Infrastrukturen sind für die Entwicklung einer 
nachhaltigen Stromnutzung, etwa durch Ladeinfrastrukturen für Elektroautos, 
unerlässlich. Auch öffentliche Aufträge an staatliche Stromversorgungsunternehmen 
spielen dabei eine wichtige Rolle. Die Forschung und Entwicklung im Bereich 
öffentlicher Energien sollte verdoppelt werden und sich in Richtung Energieeinsparung, 
umweltfreundliche erneuerbare Energien und ein verbessertes Stromnetz bewegen. 

 Diese Aufforderung entspricht der Entschließung des EGÖD-Kongresses über 
Stromversorger. Der EGÖD ist der Ansicht, dass auch Sozial- und 
Umweltstandards in die Energiebeschaffung einzubeziehen sind. Unternehmen, 
die von einer EU-Finanzierung profitieren, sollten ihrer unternehmerischen 
Verantwortung nachkommen und die von den europäischen Sozialpartnern im 
Stromsektor eingenommenen Standpunkte respektieren. (Beitrag des EGÖD zur 
EU-Energiepolitik)  

 

 Lösungen für mehr Energieeffizienz im öffentlichen Dienst beinhalten eine größere 
regionale Kontrolle der Einkünfte aus Belieferungsverpflichtungen, ein stärker 
geordnetes inländisches Energieprüfersystem sowie staatlich geförderte Programme zur 
Energieumrüstung im sozialen Wohnungsbau.  

 Eine Position, die der EGÖD generell unterstützen kann.  

 Bedingung für die Unterstützung des Solarprogramms für den Mittelmeerraum 
(Mediterranean Solar Plan) der EGÖD muss die Garantie sein, dass es sich langfristig 
positiv auf die Gesellschaft und die Umwelt auswirkt, insbesondere für die Bevölkerung 
des Landes, in dem es durchgeführt wird. 

 Die IÖD hat einen Bericht über das Projekt Desertec in Auftrag geben, ein von der 
Privatwirtschaft initiierter Teil des Solarprogramms. Er dient dazu, das Thema mit 
den betroffenen Mitgliedsgewerkschaften erörtern zu können. Der Bericht der 
PSIRU äußert ähnliche Bedenken. Das Mittelmeer-Solarprogramm ist Teil des 
Plans der EU und der Länder im südlichen Mittelmeerraum, ein einzelnes Netz 
sowie einen integrierten und liberalisierten Markt zu schaffen. EGÖD und IÖD 
müssen zusammenarbeiten, um die Wahrnehmung der mit der Entwicklung des 
Mittelmeer-Solarprogramms und des liberalisierten Marktes verbundenen sozialen 
Probleme sicherzustellen.   

 
Kohlekraft 

 Angesichts neuerer Belege dafür, dass weniger Zeit für die Reduzierung von 
Emissionen bleibt, ist an ein Moratorium für neue Kohlekraftwerke ohne CCS-Prozess 
(CO2-Abscheidung und –Speicherung) zu denken. Da bisher kein Kraftwerk mit CCS-
Prozess in Betrieb ist, kommt dies einem Moratorium für neue Kohlekraftwerke gleich.  

 Es verdichten sich die Hinweise darauf, dass Emissionen erzeugende 
Kohlekraftwerke zu vermeiden sind, wenn sie nicht mit Techniken für eine saubere 
Verbrennung und CO2-Abscheidung und –Speicherung ausgestattet sind. Der 
EGÖD ist der Ansicht, dass mit derartigen Technologien der Energieträger Kohle 



Standpunkt und Empfehlungen des EGÖD 
zum Diskussionspapier über den Klimawandel und seine Auswirkungen auf öffentliche Dienste 

 

7 

ein Teil der Lösung sein kann. Bisher wurde noch nicht ermittelt, welche 
Subventionen für CCS (im Vergleich zur Investition in vorhandene Technologien) 
nötig sind und welche möglichen Stranded Costs für die CCS-Infrastruktur 
anfallen und ob CCS wirtschaftlich genug ist. . .  

 
 

Empfehlungen: Energieeinsparungen 
 

 Unterstützen Sie verbindliche Energieeffizienzziele für 2020, aufgegliedert in nationale 
Ziele, gemäß kürzlich veröffentlichter Studien, die auf eine erhebliche Reduzierung des 
Energieverbrauchs im Jahr 2020 hinweisen (19 % in der Industrie, 20 % im Verkehr und 
30 % für Privathaushalte und den Dienstleistungssektor)1. Diese Ziele sollten sich auf 
die absolute Verringerung des Energieverbrauchs beziehen und nicht auf relative Ziele. 
Folgen Sie der Empfehlung der Spring Alliance, wonach es darum geht, „ein 
Renovierungsprogramm für den gesamten Wohnungsbestand zu starten, das zu einer 
schnellen und beachtlichen Reduzierung des Energieverbrauchs für Heizung und 
Klimatisierung führt, die professionelle Aus- und Weiterbildung von Baufachleuten und 
Installateuren sicherstellt sowie gleichzeitig eine zielgerichtete Wohnungsbauförderung 
für in Armut lebende Menschen und die Förderung kompakter Städte ermöglicht.  

  Fördern Sie die Verantwortung der öffentlichen Behörden, vor allem der Gemeinden, 
Dienstleistungen zu erbringen, die ein energieeffizientes Verhalten der Endverbraucher 
fördern und sicherstellen, dass es sich bei den geschaffenen Arbeitsplätzen um 
qualifizierte Arbeitsplätze handelt. Nutzen Sie das öffentliche Auftragswesens zur 
Formulierung von Kriterien für Qualität, Gesundheit und Sicherheit sowie einzuhaltende 
Tarifverträge. 

 Widersprechen Sie der Möglichkeit, mit weißen Zertifikaten für Energieeffizienz zu 
handeln, da der Nutzen dieses Handels nicht nachgewiesen wurde.  

 EGÖD und EGB unterstützen verbindliche Energieeffizienzziele. Der EGÖD 
argumentiert strategisch für Energieeffizienz-Dienstleistungen auf der Ebene der 
Kommunen und der Versorgungsunternehmen. Es soll verpflichtend sein, diese 
Dienstleistungen bedürftigen Nutzern kostenlos zur Verfügung zu stellen. Das 
damit verbundene Arbeitsplatzpotenzial ist beachtlich. Der EGÖD sollte die Arbeit 
der Spring Alliance und von Kampagnen zur Armutsbekämpfung unterstützen. Der 
EGÖD engagiert sich bereits im Bereich der öffentlichen Auftragsvergabe.  

  

                                                           
1
 siehe 10 
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Empfehlungen: CO2-Preise als Teil der Reform für mehr Steuergerechtigkeit  

 Unterstützen Sie den Aufruf der Spring Alliance, bis 2020 mithilfe einer offenen 
Koordinierungsmethode sowie einer verstärkten Zusammenarbeit mindestens 10 % des 
Einkommens oder der Besteuerungsgrundlage von der Arbeit auf Umweltbelastungen, 
die Ressourcennutzung das Kapital zu verlagern.  

 Eine generell vom EGÖD unterstützte Position. Finden Sie gemeinsam mit der 
Spring Alliance heraus, welche konkreten Schritte dafür erforderlich sind. Ist 
dieser Punkt in die EGÖD-Steuercharta einzubeziehen?  

 

 Unterstützen Sie die CO2-Steuer der EU für Sektoren, die nicht vom Emissionshandel 
der EU (EU ETS) abgedeckt sind, gemäß den in der EGÖD-Entschließung vom 1. - 2. 
Juni 2010 festgelegten Bedingungen.  

 Unterstützen Sie die Versteigerung von CO2-Genehmigungen für alle Sektoren, die von 
dem Emissionshandel der EU abgedeckt sind, ab 2013, mit Kennzeichnung der Erträge 
auf interne Investitionsmaßnahmen zur Verringerung von Emissionen, auf Klimahilfen für 
die Entwicklungsländer und zur Finanzierung der für Haushalte mit geringem Einkommen 
benötigten Ausgleichsmaßnahmen. 

 Unterstützen Sie die Vorschläge des EGB zur Regulierung des CO2-Markts, 
einschließlich der Einrichtung einer EU-Regulierungsbehörde.  

 Für die Nutzung von Emissionsgutschriften sind strenge soziale und 
Umweltrahmenbedingungen zu etablieren, um in den Entwicklungsländern Anreize für 
die Modernisierung von Kraftwerken sowie nachhaltige, arbeitsintensive CO2-
Emissionsprojekte zu schaffen. 

 Unterstützen Sie die Einführung eines ‚grenzüberschreitenden Ausgleichsmechanismus„ 
zur Bekämpfung der Gefahren durch Kohlenstoffausstoß, gemäß der EGÖD-
Entschließung zum Klimawandel von März 2008.  

 Der EGÖD sollte diese Punkte in seinen Beiträgen zur EU-Energiepolitik verfolgen. 
Vor kurzem aufgetretene Probleme mit dem Emissionshandelssystem und den 
geringen CO2-Preisen sind ein Hinweis darauf, dass das Handelssystem nicht 
stabil genug ist, um die so genannten Marktsignale auszusenden, die für einen 
Wandel hin zu einer nachhaltigeren Produktion erforderlich sind.  

 Der EGÖD sollte einen ausführlicheren Standpunkt zu einer CO2-Steuer und einer 
Steuer auf umweltschädigende Produkte und Prozesse ausarbeiten. 
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Empfehlungen: Internationale Klimaverhandlungen 

 Heben Sie einseitig die Emissionsminderungsziele von 20 % auf 30 % an, ohne eine 
Möglichkeit zur Kompensation außerhalb der EU. Der IPCC empfiehlt eine Reduzierung 
der Emissionen in Entwicklungsländern um 25 - 40 %. Da das 20-Prozent-Ziel die 
Nutzung flexibler Mechanismen ermöglicht, beträgt die tatsächlich durch inländische 
Maßnahmen erreichbare Reduzierung weniger als 20 %. Die öffentlichen Dienste sind in 
erster Linie von den Folgen verschlechterter Umweltbedingungen betroffen. Daher 
profitieren sie direkt von einer sauberen Umwelt. 

 Die Europäische Kommission argumentiert neben anderen, dass es wirtschaftlich 
sinnvoll ist, dieses neue Ziel zu übernehmen, vorausgesetzt dass die EU es 
problemlos erreichen kann. Die dafür entfallenden Zusatzkosten würden die später 
dafür anfallenden Kosten überschreiten. In einer bestimmten Phase ist ein 30-
Prozent-Ziel nötig, um eine Verringerung der Emissionen im Jahr 2050 um 80 – 90 
% zu erreichen, damit die globalen Temperaturen nicht mehr als 2 Grad Celsius 
steigen. Da sehr viele Länder dieses neue Ziel gegenwärtig nicht übernehmen (und 
sich nicht einmal verbindlich zu einem Ziel verpflichtet haben, das dem der EU 
ähnelt - Russland hat sich zum Beispiel dazu verpflichtet, die Emissionen im Jahr 
2020 auf einen Wert von 10 – 15 % unter dem Stand von 1990 zu begrenzen, was 
praktisch einem Anstieg gegenüber den heutigen Werten gleichkommt), haben 
viele europäische Industrien die Sorge, ihre Konkurrenzfähigkeit zu verlieren, was 
zu Arbeitsplatzverlusten führen würde. Da es im Energiesektor vor allem in 
Kohlebergwerken und Kohlekraftwerken zu direkten negativen Auswirkungen 
kommen wird (Arbeitsplätze und regionale Folgen), könnte der EGÖD die 
Empfehlung aussprechen, dass ein derartiges Ziel – eine Reduktion um 30 % - 
unter der Bedingung möglich ist, dass es in diesen Sektoren und den betroffenen 
Regionen einen Ausgleich für Investitionen sowie Aus- und Weiterbildung gibt 
sowie absichernde Investitionen in den effizientesten Technologien. 

 Als vertrauensbildende Maßnahme für die Entwicklungsländer sollte möglichst rasch eine 
Schnellstartfinanzierung ermöglicht werden. Ein Teil der Finanzierung sollte 
zweckgebunden für Public-Public-Partnerships in den wichtigen Bereichen 
Wasserversorgung, Hygiene, Energieversorgung, Katastrophenschutz und dem 
Gesundheitswesen verwendet werden. 

 Dem EGÖD und der Wasseraktivistengruppe, mit der wir zusammenarbeiten, ist es 
erfolgreich gelungen Geld für Public-Public-Partnerschaften in der 
Wasserversorgung in der EU zu sichern. Dies könnte auch in anderen Bereichen 
gelingen, bevorzugt mit Kooperationen in der Arbeitsverwaltung.  

 

 Verpflichten Sie sich zu einer langfristigen, garantierten Finanzierung. Es sollte sich 
dabei um öffentliche Gelder handeln, die zusätzlich zu dem Entwicklungshilfeziel von 0,7 
% gezahlt werden. Dieses Entwicklungshilfeziel gerät aufgrund von Sparplänen und 
Etatkürzungen zunehmend unter Druck. Die EGÖD sollte die Bemühungen zur 
Einhaltung dieses Ziels unterstützen. 

 Das 0,7-Prozent-Ziel wird von den Vereinten Nationen unterstützt. Die Regierungen 
der OECD-Länder haben sich für dieses Entwicklungshilfeziel ausgesprochen. 
Viele Länder halten unterschreiten dieses Ziel. Zum jetzigen Zeitpunkt wird es sehr 
schwer werden, dieses Ziel zu erreichen. Der EGÖD könnte mit dem EGB die 
Bedeutung einer Erörterung dieses Themas mit der Kommission betonen. 

 

 Keine weitere Unterstützung für einen weltweiten Emissionshandel. Das ist unrealistisch. 
Statt sich für eine globale CO2-Steuer einzusetzen, sollte das vom Europäischen Rat im 
Dezember 2009 formulierte Anliegen der EU, eine Tobin-Steuer einzuführen, unterstützt 
werden. 

 Der EGÖD unterstützt die Initiative Europäer für eine Reform des Finanzmarkts, die 
sich für die Finanztransaktionssteuer einsetzt. Der EGÖD steht 
marktwirtschaftlichen Ansätzen wie einem globalen CO2-Markt grundsätzlich 
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skeptisch gegenüber. Der EGÖD benötigt weitere Diskussionen, um den Vorschlag 
zur Einführung einer globalen CO2-Steuer zu erörtern. 

 Die IÖD hat eine führende Rolle bei den Gesprächen über den globalen 
Klimawandel eingenommen. Der EGÖD wird sich weiterhin an diesen Gesprächen 
beteiligen.  
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Empfehlungen: Nur eine Politik des Beschäftigungsübergangs 

Wir unterstützen die vom EGB in seiner Entschließung ‚Klimawandel, neue Industriepolitik 
und Wege aus der Krise‟2 gemachten Empfehlungen, den Übergang in eine kohlenstoffarme 

Wirtschaft im Rahmen von Verhandlungen sozial gerecht zu gestalten, insbesondere in 
folgenden Punkten: 

 In Absprache mit den Sozialpartnern müssen anhand weithin anerkannter Kriterien zur 
Bestimmung der Anfälligkeit der Arbeitnehmer, Länder und Regionen systematisch 
nationale, regionale und sektorenspezifische Untersuchungen zu den politischen 
Klimaschutzmaßnahmen und ihren Auswirkungen auf die Beschäftigungslage und die 
Arbeitsmärkte durchgeführt werden. 

 Dies könnte eine zentrale Forderung des EGÖD gegenüber der Europäischen 
Kommission sowie in dem sektoralen sozialen Dialog mit den Arbeitgebern sein. 
Die Gewerkschaften könnten eine entsprechende sektorale Analyse auch auf 
nationaler Ebene einfordern. 

 

 Ein Instrument zur Antizipation sozio-ökonomischer Übergänge, das insbesondere 
bestehende Instrumente wie die Branchenbeiräte koordiniert und zur Stärkung des 
Dialogs zwischen den Sozialpartnern und den öffentlichen Stellen beiträgt, muss 
dringend eingerichtet werden. Dieses Instrument, an dem Sozialpartner und staatliche 
Vertreter mitwirken, gibt Studien über die Auswirkungen nachhaltiger Entwicklung in 
Auftrag und kann sich an der Festlegung der Verpflichtungen, der Kontrolle und der 
Umsetzung beteiligen.  

 EGB und EGÖD haben sich für ein europäisches Konsultationsverfahren in der 
Klimapolitik eingesetzt. Dieses Verfahren wird wahrscheinlich 2011 eingeführt. Der 
EGÖD sollte sich um eine Vertretung in der EGB-Delegation bemühen. 
Vergleichbare Verfahren können auf nationaler Ebene angestrebt werden.  

 

 Es müsste eine systematische Untersuchung zur möglichen Mobilisierung bestehender 
EU-politischer Maßnahmen und Unterstützungsinstrumente für einen gerechten 
Übergang (einschließlich der Strukturfonds), zur Kluft zwischen Bedarf und verfügbaren 
Mitteln und den Institutionen sowie zum Mehrwert zusätzlicher europäischer Instrumente 
und Institutionen durchgeführt werden. 

 Eine Position, die wir generell unterstützen und bei den EU-Institutionen 
vorbringen können. 

  

                                                           
2
 Entschließung des EGB zu Klimawandel, neue Industriepolitik und Wege aus der Krise, 

angenommen vom Exekutivausschuss am 20./21. Oktober 2009 
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Empfehlungen: Sozialer Dialog zu Problemen der Nachhaltigkeit 
 
 Sorgen Sie für ein größeres Bewusstsein bei Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Die 

Gewerkschaftsbewegung hat sich ausgiebig damit beschäftigt, wie der Klimawandel sich 
auf die Beschäftigung auswirken wird. Dennoch ist der Unterschied zwischen Anpassung 
und Milderung nicht ganz deutlich. Dies beeinflusst die künftigen Reaktionsweisen der 
Arbeitgeber. Die Schadensminderung nahm bisher im öffentlichen Bewusstsein eine viel 
größere Rolle ein als die Folgenbewältigung. Ein USR-Bericht warnt davor, die Staaten 
auf regionaler und lokaler Ebene noch nicht vollständig auf die Gefahren durch den 
Klimawandel vorbereitet und entsprechend ausgestattet sind. In dem TUC-Bericht über 
die Anpassung an den Klimawandel heißt es, dass Reaktionspläne auf Flutkatastrophen 
nur von etwa der Hälfte der untersuchten lokalen Behörden entwickelt wurden.  

 Zu einem früheren Zeitpunkt haben wir auf die Möglichkeiten hingewiesen, die 
Klimapolitik in den berufsübergreifenden und sektoralen sozialen Dialogen in 
Europa zu erörtern. Die größere Herausforderung besteht jedoch offenbar darin, 
diese Politik auf nationaler und regionaler/lokaler Ebene zu thematisieren. Siehe 
weiter oben unter Anpassung. Die Herausforderung besteht für den EGÖD darin, 
die Diskussion über Anpassungsstrategien auf sektoraler Ebene in Gang zu 
bringen. Die Ständigen Ausschüsse sollten sich Gedanken darüber machen, ob 
und wie dieses Thema in den sektoralen sozialen Dialogen behandelt werden kann.  

 

 Erforschen Sie die möglichen Folgen der Anpassung auf Gesundheit und Sicherheit, 
Fähigkeiten und die Arbeitsplanung am Arbeitsplatz. Zu diesem Thema gibt es, 
insbesondere in verschiedenen nationalen und regionalen Zusammenhängen, noch 
immer recht wenig Informationen. Zunächst sollte es von den Interessenvertretern 
geführte Untersuchungen geben, um die Probleme und Qualifikationsdefizite zu ermitteln. 
Diese sollten bei der Formulierung einer EU-Qualifikationspolitik Berücksichtigung finden. 
Außerdem könnten sie in die Arbeit der Initiative Neue Kompetenzen für neue 
Beschäftigungen einfließen.  

 Die sektoralen Untersuchungen des Projekts der EU-Kommission über die Zukunft 
von Kompetenzen und Arbeitsplätzen ist eine gute Diskussionsgrundlage, die 
höchstwahrscheinlich an die Ständigen Ausschüsse und gegebenenfalls an die 
Ausschüsse für den sozialen Dialog weitergeleitet werden können.  

 Mit der Entwicklung eines Formats für derartige Gespräche über die Anpassung an 
den Klimawandel könnte der EGÖD einen nützlichen Beitrag zu den Diskussionen 
auf lokaler und nationaler Ebene leisten. (Im Zusammenhang mit der 
Tarifvertragsarbeit des EGÖD fanden Diskussionen darüber statt, wie die 
Gewerkschaften Tarifvereinbarungen zur besseren Lösung von 
Umweltschutzproblemen nutzen können. Diese Diskussionen befinden sich jedoch 
noch in ihren Anfängen.) Der EGÖD kann eine Checkliste beisteuern, aus der 
hervorgeht, durch welche Maßnahmen die Gewerkschaften in den 
Tarifverhandlungen zur Lösung von Klima- und Umweltproblemen beigetragen 
haben. 

 Sammeln Sie Praxisbeispiele zur Einbindung von Beschäftigten in Arbeitsplatzprojekte 
für die Anpassung an den Klimawandel. 

 Mehrere Gewerkschaften haben einen Leitfaden für Arbeitsplatzvertreter 
herausgegeben. Der EGÖD ermittelt mit dem ETUI und anderen Körperschaften wie 
Sustain Labour, welche Leitfäden es gibt und wie sie zugänglich gemacht werden 
können. 

 Zeigen Sie den europäischen Instituten in gemeinsamen Empfehlungen Möglichkeiten 
zur Stärkung des öffentlichen Sektors gegenüber den Gefahren des Klimawandels auf. 

 Verschiedene in dieser Studie behandelten Punkte und Empfehlungen lassen sich 
kombinieren und der Europäischen Kommission vorlegen (wie bereits empfohlen) 
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Empfehlungen: „Jenseits des Wirtschaftswachstums" 

 Beginnen Sie gemeinsam mit dem EGÖD und den Branchenverbänden, dem 
Europäischen Umweltbüro (EEB)/der sozialen Plattform und mithilfe von Untersuchungen 
einen Gedankenaustausch über den durch einen echten Schritt zu mehr Nachhaltigkeit 
entstehenden Paradigmenwechsel und dessen Folgen für die Beschäftigung.  

 Der möglicherweise umstrittenste Punkt in der Studie, da er das traditionelle 
Verständnis von Wirtschaftswachstum und Fortschritt infrage stellt und außerdem 
die Folgen für die Entwicklungsländer berücksichtigt.  

 Im Mittelpunkt stehen die Begriffe intelligentes Wachstum oder sogar 
Nullwachstum, radikale Umverteilung, Neubewertung der unterschiedlichen 
Arbeitsformen (leisten Spekulanten einen größeren gesellschaftlichen Beitrag als 
Feuerwehrleute, Krankenschwestern, Müllmänner?), Begrenzung und Verkürzung 
der Arbeitszeit sowie langfristige Visionen. 

  Der EGÖD könnte ein Forschungsprojekt über die Folgen dieser Veränderungen 
für Arbeitnehmer und Gewerkschaften anstoßen, das sich möglicherweise in den 
EGÖD-Kongress im Jahr 2014 einbeziehen ließe. 

 Unterstützen und plädieren Sie für neue Messgrößen für das Wirtschaftswachstum und 
das Bruttoinlandsprodukt, die abweichend auf sozialen und umweltpolitischen 
Erwägungen beruhen. 

 Der gegenwärtige Rahmen basiert auf den traditionellen Wachstumsmaßstäben. 
Der Beitrag der öffentlichen Dienste zum allgemeinen Wohlstand und dem 
ökonomischen Fortschritt wird dabei unterbewertet. Das EGÖD-Sekretariat kann 
herausfinden, welche „Kräfte“ andere Messgrößen wünschen und Teil des 
Bündnisses dafür werden. 

   

Empfehlungen: Energiearmut und umweltbedingte Armut beseitigen 

 Die Staaten sollten mithilfe öffentlicher Investitionen, günstiger Darlehen und 
Regulierungen mehr Effizienz in den Haushalten fördern. Die Staaten sollten ihre 
Verwendung des EU-Strukturfonds (der Energieeffizienz in Gebäuden fördern kann) auf 
die Haushalte von Bedürftigen ausrichten.   

 Die Staaten sollten die im Rahmen des EERP (European Economic Recovery Plan) neu 
eingeführten Regeln nutzen,3, die eine Verwendung von Strukturfonds für mehr 
Energieeffizienz im sozialen Wohnungsbau gestatten4. 

 Die Staaten sollten sich für Maßnahmen zur Begrenzung von Energiepreissteigerungen 
einsetzen, indem sie die Energieeffizienz von Fernwärmenetzen und Fernheizstationen 
verbessern, statt fossilen Energieträgern lokale Biomasseverbrennung einsetzen und die 
Kraft-Wärme-Kopplung einführen. Eine entsprechende Maßnahme für eine effizientere 
Energieversorgung bestünde auch darin, die Struktur von Fernwärmenetzen zu ändern, 
um zu lange Leitungswege zu vermeiden und sie stattdessen an eine ortsnahe 
Wärmeversorgung anzuschließen. Zu diesem Zweck können Strukturfonds eingesetzt 
werden.  

 Die gemeinsame Forderung von EGÖD, EEB und Social Platform nach einer neuen EU-
Investitionsmaßnahme zur Förderung sozialer Energiesparprogramme ist weiterhin 
gültig. Es ist bedauerlich, dass die finanzielle Unterstützung der Europäischen Union im 
Rahmen des EERP sich auf Energieprojekte konzentriert, die sich weniger offensichtlich 
positiv auf die soziale Inklusion und den Wohlstand der Menschen auswirken, wie CCS, 
Hochseewindenergie sowie Gas- und Elektrizitätsverbundnetze.  

In dem Manifest von EGÖD, EEB und SPF an den Europäischen Rat von März 2008 
heißt es: “Eine Initiative der Europäischen Investmentbank zur Mobilisierung von Kapital 
– bis zu 1 % des europäischen BIP – als Darlehen für EU-Regierungen, die in 

                                                           
3 A European Economic Recovery Plan - COM (2008) 800 
4
 CECODHAS-IUT gemeinsame Pressemitteilung zu dem Erholungspaket (November 2008) 



Standpunkt und Empfehlungen des EGÖD 
zum Diskussionspapier über den Klimawandel und seine Auswirkungen auf öffentliche Dienste 

 

14 

nachhaltige Prioritäten investieren (d. h. Erzeugung erneuerbarer Energien, 
Energieeffizienz, einschließlich Kraft-Wärme-Kopplung und soziale 
Energiesparprogramme). 

 Die Europäische Kommission sollte weiter die mit der Umweltqualität in der EU 
verbundene soziale Ungleichheit analysieren und Initiativen dagegen vorschlagen. 
Grundlage dafür ist die von der GD Beschäftigung organisierte Konferenz über den 
Zusammenhang zwischen Umwelt- und Sozialpolitik.  

 Der EGÖD kann die 5 hier gemachten Empfehlungen unterstützen. Der Standpunkt 
des EGÖD zur Energiearmut kann anhand der Gewerkschaftsbeiträge zu dem 
während der belgischen EU-Präsidentschaft stattfindenden Seminar über 
Energiearmut und gemeinsam mit dem Europäischen Netz für Armutsbekämpfung 
weiterentwickelt werden. Der EGÖD hat das Thema Energiearmut auch mit dem 
Europäischen Rat am 4 Februar erörtert.  

 
 

Empfehlungen: Artenvielfalt  

 Anerkennung der Artenvielfalt als öffentliches Gut und staatliches Eingreifen zum Schutz 
der Artenvielfalt sowie demokratischer Überblick und öffentliche Teilhabe; 

 Im Zusammenhang mit der EU-Anpassungsstrategie, eine umfassende, objektive 
Bewertung der Umsetzung von Zahlungen für ökologische Leistungen in den 
Entwicklungsländern.  

 Eine Bewertung der durch den Artenschutz geschaffenen Arbeitsplätze, insbesondere 
das Netzwerk Natura 2000  

 Der EGÖD kann die Anerkennung der Artenvielfalt als öffentliches Gut und die 
Notwendigkeit eines staatlichen Eingreifens zu dessen Schutz unterstützen.  

 
 

Empfehlungen: Nachhaltige öffentliche Auftragsvergabe 

Fördern Sie qualifizierter Arbeitsplätze und nachhaltiger Unternehmen durch eine öffentliche 
Auftragsvergabe, die Unternehmen belohnt, die eine Sozial-, Arbeits- und Umweltpolitik 
vertreten. Legen Sie ein EU-Ziel für eine umweltfreundliche öffentliche Auftragsvergabe fest: 
Das Europäische Umweltbüro (EEB) fordert bis zum Jahr 2012 eine umweltfreundliche 
öffentliche Auftragsvergabe 

 Stellen Sie eine Verbindung zur sozialen Auftragsvergabe (soziale und umweltfreundliche 
Arbeitsplätze) her 

 Überwachen Sie die Implementierung neuer Richtlinien in den Mitgliedsstaaten 

 Führen Sie eine Kampagne für ein stärkeres Bewusstsein unter den Angestellten im 
öffentlichen Dienst durch 

 Diese Empfehlungen kann der EGÖD unterstützen. Sie sind Teil unserer 
gegenwärtigen Arbeit, die auf eine breitere Koalition von Organisationen setzt. Die 
Bedeutung sozialer und umweltpolitischer Kriterien in der Auftragsvergabe ist eine 
Hauptforderung des EGÖD.  

 

 


